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Macri und die Gouverneure
Provinzverwaltungschefs zu Gast in Olivos
Präsident Mauricio Macri mit den Verwaltungschefs der 24 Gliedstaaten. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Es war ein Gruppenbild, das man so seit vielen Jahren nicht mehr gesehen hat: Alle Gouverneure des Landes versammelt in der Präsidentenresidenz. Der frisch gekürte Präsident Mauricio Macri hatte die Verwaltungschefs aller 24 Gliedstaaten zu sich nach Olivos gebeten – und alle waren der Einladung gefolgt. Die meisten der Gouverneure standen in den zurückliegenden Wochen und Monaten selbst zur Wahl.
Neben „Veteranen“ wie dem seit 20 Jahren regierenden Gildo Insfrán aus Formosa oder Alberto Rodríguez Saá (San Luis) waren auch nicht wenige Neulinge dabei, die erstmals politische Verantwortung an der Spitze einer Provinz tragen: Wie etwa Alicia Kirchner, die Schwägerin der bisherigen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, die im Oktober in Santa Cruz zur Gouverneurin gewählt wurde.
Seitens der Nationalregierung nahmen an dem Treffen neben Macri auch Vizepräsidentin Gabriela Michetti, Kabinettschef Marcos Peña und Innenminister Rogelio Frigerio teil.
Der Mehrzahl der Provinzgranden sind nicht auf Macris politischer Linie (siehe unten). Von daher wird der neue Präsident viel Überzeugungsarbeit leisten müssen, um ein gedeihliches Miteinander zu erreichen. Der Gastgeber legte den Gästen dar, worin er seine vordringlichsten Ziele sieht: Die Beseitigung der Armut, die Bekämpfung des Drogenhandels und die Einladung an alle Argentinier, an einem Strang zu ziehen.
Zum zukünftigen Verhältnis zwischen dem Nationalstaat und den Provinzen erklärte Macri, er wolle denjenigen Gliedstaaten finanzielle Hilfe zukommen lassen, die gut verwaltet würden. Andersherum wolle er „kein Feuerwehrmann“ sein, der defizitär geführte Provinzregierungen rette.
Die Anwesenden plädierten grundsätzlich dafür, dass der Nationalstaat Bürgschaften für internationale Kredite zugunsten der Provinzen übernehme. Zudem sind Präsident wie Gouverneure von der Notwendigkeit überzeugt, ein neues Modell der Mitbeteiligung der Provinzen an den Steuereinnahmen auf den Weg zu bringen. „Es gibt den Willen, dies politisch zu lösen und das Thema nicht zu einem Rechtsstreit werden zu lassen“, fasste Saltas Gouverneur Juan Manuel Urtubay zusammen.
Macri warb dafür, Steuern zu senken, um so die Wirtschaft anzukurbeln und neue Arbeitsplätze zu schaffen: „Wir müssen die Inflation eindämmen, das Defizit reduzieren und Steuern senken. Wir ziehen an einem Strang.“
Nur fünf Macri-treue Provinzen
Buenos Aires (AT/mc) - Macris Regierungsbündnis „Cambiemos“ stellt lediglich in fünf Provinzen den Verwaltungschef: In der Hauptstadt mit Horacio Rodríguez Larreta, in der Provinz Buenos Aires mit María Eugenia Vidal, in Corrientes mit Ricardo Colombi, in Jujuy mit Gerardo Morales sowie in Mendoza, wo Alfredo Cornejo seine Amtszeit begonnen hat.
Die Kirchner-treue „Siegesfront“ kann hingegen zehn Gouverneure vorweisen: Lucía Corpacci (Catamarca), Domingo Peppo (Chaco), Gustavo Bordet (Entre Ríos), Gildo Insfrán (Formosa), Sergio Casas (La Rioja), Juan Manuel Urtubey (Salta), Sergio Uñac (San Juan), Alicia Kirchner (Santa Cruz), Rosana Bertone (Feuerland) und Juan Luis Manzur (Tucumán).
Aus Lagern, die der einstigen Kirchner-Regierung nahestanden, stammen: Claudia Ledesma (Santiago del Estero), Hugo Passalacqua (Misiones) und Omar Gutiérrez (Neuquén).
Peronistische Gouverneure, die nicht auf Kirchner-Kurs waren, sind Juan Schiaretti (Córdoba), Mario Das Neves (Chubut), Alberto Rodríguez Saá (San Luis) und Carlos Verna (La Pampa). In Santa Fe regiert mit Miguel Lifschitz ein Sozialist. In Río Negro gehört Gouverneur Alberto Weretilneck einem regionalen Wahlbündnis an.
Argentinien
Schweres Busunglück
43 Grenzschützer sterben bei Unfall in Salta
Der Bus stürzte 20 Meter in die Tiefe. (Foto: Policía de Salta)
Salta (dpa/mc) - In der Provinz Salta sind 43 Mitglieder des Grenzschutzes ums Leben gekommen, als ihr Bus von einer Brücke stürzte. Der Bus fiel am frühen Montag rund 20 Meter in die Tiefe und landete in einem trockenen Flussbett. Wie der Nachrichtensender C5N unter Berufung auf den lokalen Zivilschutz berichtete, wurden zehn Menschen - einige schwer verletzt - geborgen und mit Hubschraubern weggebracht. Drei von ihnen starben jedoch später.
Nach ersten Ermittlungen sei ein Vorderreifen des Busses geplatzt, teilte die Staatsanwaltschaft mit. Die von dem Bus befahrene Landstraße ist in einem schlechten Zustand und hat zahlreiche Schlaglöcher. Sie ist wegen der häufigen Unfälle als „Todesstraße“ bekannt. Die Strecke unmittelbar vor der Brücke, an der der Bus abstürzte, ist jedoch in gutem Zustand.
Der Unfall ereignete sich in der Nähe der Stadt Rosario de la Frontera. Der Reifen sei kurz vor der Brücke über den Fluss Balboa geplatzt, erklärte ein Mitglied der Rettungsteams der Zeitung „El Tribuno“. Der Bus landete mit den Rädern nach oben auf dem steinernen Flussbett. Insgesamt transportierten drei Busse eine Einheit des Grenzschutzes zum Einsatz in die Provinz Jujuy, an der Grenze zu Bolivien. Die Sicherheitsministerin Patricia Bullrich flog zum Unglücksort.
Jujuys Gouverneur Gerardo Morales hatte die Entsendung von Sicherheitskräften angefordert, um Plünderungen vorzubeugen, wie das Nachrichtenportal Infobae am Dienstag berichtete. Die Provinz befinde sich in einem Gewaltzustand, sagte der Gouverneur, der Macris Regierungskoalition „Cambiemos“ angehört.
Morales hatte nach seiner Amtsübernahme vergangene Woche angekündigt, die Sozialpläne für Wohnungsbau und Armutsbekämpfung nicht mehr an die Kirchner-treue Organisation Tupac Amaru, sondern direkt an die Betroffenen zu vergeben. Tupac Amaru rief zu einer Reihe von Kundgebungen auf, um gegen diese Maßnahme zu protestieren.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Iran-Pakt vom Tisch
Das umstrittene Iran-Memorandum ist endgültig vom Tisch. Am Montag zog die neue Nationalregierung von Präsident Mauricio Macri die Berufung zurück, die die Vorgängerregierung gegen eine Gerichtsentscheidung eingelegt hatte, welche den Iran-Pakt als verfassungswidrig eingestuft hatte. Umgehend beantragte Staatsanwalt Raúl Pleé beim Berufungsgericht, dass die Verfassungswidrigkeit des bilateralen Vertrages verbindlich festgestellt werde. Zudem forderte Pleé, die Ermittlungen des im Januar unter mysteriösen Umständen ums Leben gekommenen Staatsanwaltes Alberto Nisman gegen Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner wieder aufzunehmen. Nisman hatte Kirchner beschuldigt, durch das Iran-Memorandum die Ermittlungen zum AMIA-Attentat verdunkeln zu wollen. Die Kirchner-Regierung hatte stets behauptet, durch das Abkommen neuen Schwung in die Ermittlungen bringen zu wollen. Vorgesehen war eine bilaterale Kommission. Die damalige Opposition sowie jüdische Verbände kritisierten das Memorandum mit dem Mullah-Staat jedoch von Anfang an, da dadurch die argentinische Justiz übergangen werde. Was den Fall Nisman betrifft, gab es gestern eine Wende: Richterin Fabiana Palmaghini entzog der Staatsanwältin Viviana Fein den Fall.
Neue Richter ernannt
Präsident Mauricio Macri hat am Montag per Dekret zwei neue Richter für den Obersten Gerichtshof ernannt. Es handelt sich dabei um die renommierten Juristen Horacio Rosatti und Carlos Fernando Rosenkrantz. Durch Rücktritte - Carlos Fayt und Raúl Zaffaroni – und Todesfälle – Carmen Argibay und Enrique Petracchi – war der Oberste Gerichtshof zuletzt nur noch mit drei Richtern besetzt. Die Neubesetzung erfolgt zunächst kommissarisch bis zum 30. November des kommenden Jahres. Nötig ist die Zustimmung des Senats, die erfolgen kann, wenn der Kongress im März seine Arbeit wieder aufnimmt. Indes muss Macri, der im Oberhaus keine eigene Mehrheit hat, dann um Unterstützung anderer Parteien werben. Rosatti war einst von 2004 bis 2005 Justizminister unter dem damaligen Präsidenten Néstor Kirchner. Zuletzt arbeitete er als Rektor der Universität San Andrés. Rosenkrantz absolvierte eine internationale wissenschaftliche Karriere, die ihn in die USA und nach Spanien führte. Er promovierte an der Yale-University (USA).
Abstammung geklärt
Der Apfel fällt nicht weit vom Stamm. Im Fall des ehemaligen argentinischen Formel-3-Piloten Oscar Espinoza (77) ist jetzt klar, dass die Rennleidenschaft wohl in den Genen steckt: Er ist nach offizieller Feststellung der Sohn des fünfmaligen Formel-1-Weltmeisters Juan Manuel Fangio (1911-1995). Ein DNA-Vergleich mit Gewebeproben des Leichnams Fangios bestätigte die Vaterschaft mit einer Wahrscheinlichkeit von 99,99985 Prozent, wie die Nachrichtenagentur Télam berichtete. Fangio war unverheiratet und offiziell kinderlos gestorben. Espinoza ist der Sohn einer langjährigen Lebensgefährtin Fangios und hatte den Vaterschaftstest vor zwei Jahren auf Wunsch seiner Tochter beantragt. Als Pilot war er unter dem Namen „Cacho“ Fangio bekannt. Juan Manuel Fangio hatte ihn nicht offiziell als Sohn anerkannt, war aber sein Ratgeber im Motorsport.
Beziehungen zum Vatikan
Einen Anruf vom Papst zum Amtsantritt als Präsident gab es für Mauricio Macri zwar nicht. Dennoch ist der neue Staatschef derzeit bemüht klarzumachen, dass für ihn das Verhältnis zum Heiligen Stuhl Priorität besitzt. So ernannte er für Posten, die für das Auskommen mit dem Vatikan von großer Wichtigkeit sind, zwei Männer, die persönliche Beziehungen zu Franziskus haben: Neuer argentinischer Botschafter beim Vatikan soll der Diplomat Rogelio Pfirter werden, der einst der Organisation für Verbot von chemischen Waffen (OPCW) vorstand. Pfirter war in früheren Jahren Schüler von Jorge Bergoglio am Jesuitenkolleg „Inmaculada“ in Santa Fe. Zudem ernannte Macri Santiago de Estrada zum Staatssekretär für Religionsangelegenheiten. Der einstige Vizepräsident des Stadtparlaments hatte regen Kontakt zu Bergoglio, als dieser noch Erzbischof von Buenos Aires war.
Telefonat mit Putin
Präsident Mauricio Macri und seine Außenministerin Susana Malcorra haben am Mittwoch mit dem russischen Staatschef Wladimir Putin telefoniert. Es ging zum einen darum, sich bei Putin für dessen Glückwünsche zu Macris Amtsantritt zu bedanken. Doch Macri und Malcorra unterstrichen bei der Gelegenheit, dass sie gewillt seien, weiterhin mit Russland in internationalen Organisationen wie den Vereinten Nationen, der Welthandelsorganisation (WTO) oder der G20-Gruppe zusammenarbeiten zu wollen. Zudem empfahlen sie Argentinien als Verbindungsglied für Russland in seinem Bestreben, die Beziehungen zu Lateinamerika auszubauen. Beide Seiten waren sich einig, den bilateralen Handel und die wissenschaftliche Zusammenarbeit – besonders auf dem Feld der Weltraumforschung - auszubauen. Der Kampf gegen Drogenhandel und Terrorismus sind weitere Punkte auf der gemeinsamen Agenda.
Mündliche Verhandlung
Der einstige Vizepräsident Amado Boudou muss sich einer mündlichen Gerichtsverhandlung stellen. Dies legten Richter Ariel Lijo und Staatsanwalt Jorge Di Lello fest. Es geht bei dem Verfahren um die Rolle Boudous beim Verkauf der Gelddruckerei „Ciccone“. Der Politiker, damals noch Wirtschaftsminister, soll seine Position ausgenutzt und sich mithilfe eines Strohmannes bereichert haben. Der Prozess hat bereits jetzt direkte Auswirkungen auf das Leben Boudous. So wurde ihm am Mittwoch mit Verweis auf das laufende Verfahren untersagt, nach Mexiko, dem Heimatland seiner Lebensgefährtin, zu fahren.
Botschaftsmitarbeiterin getötet
Eine Mitarbeiterin der deutschen Botschaft in Buenos Aires ist nach Angaben der Polizei mutmaßlich von ihrem Ehemann getötet worden. Die 50-jährige Deutsche wurde am Dienstag am Eingang des Wohngebäudes erstochen, teilte die Pressestelle der Polizei weiter mit. Der Mann sei festgenommen worden, als er vom Tatort flüchten wollte. Der neun Jahre altes Sohn des Paares sei Zeuge der Tat gewesen, sagte eine Nachbarin der dpa. Der Mann, ein 53-jähriger Rechtsanwalt, lebte seit einigen Monaten getrennt von der Frau. (AT/mc/dpa)
Meinung
Sturm im Wasserglas
Als ob es nicht genügend Probleme für die Regierung und die Gesellschaft gäbe, ist dieser Tage ein echter Sturm im Wasserglas entstanden, als Präsident Mauricio Macri zwei angesehene Juristen als Mitglieder des Obersten Gerichtshofs, freilich interimistisch (Spanisch „en comisión“) ernannt hat. Es handelt sich um Carlos Rosenkranz, derzeit Rektor der angesehenen privaten Universität San Andrés, und Horacio Rosatti, ehemals Justizminister von Präsident Néstor Kirchner, der 2005 im Streit mit dem damaligen Präsidenten zurücktrat. Niemand hat die beiden Kandidaten bisher qualitativ beanstandet. Im Gegenteil: namhafte Juristen meinten, dass sie für das hohe Amt geeignet sind.
Die Diskussion um die Personalien drehte sich um Verfahrens- und Verfassungsfragen. Sie entbrannte in Kreisen von Juristen und Politikern, auch unter Anhängern von Macri. Sie beanstandeten, dass die beiden Richter nicht in ihre Ämter eingeführt werden dürfen, ehe sie mit Zweidrittelmehrheit im Senat bestätigt worden sind. Das schreibt die Verfassung vor. Der Senat tagt bis zum 1. März nicht, daher die vorübergehende Ernennung, bis der Senat ab März entscheidet. Unterdessen werden die Urteile der beiden Richter rechtens bleiben, auch wenn der Senat sie nach dem 1. März nicht bestätigt.
Es dreht sich dabei um eine Auslegung der Verfassung. Die Regierung begründet ihre vorübergehende Ernennung der zwei Juristen mit einem Paragrafen, der ihr erlaubt, Beamte in der Justiz vorübergehend zu ernennen. Die Gegner beanstanden die Auslegung und Anwendung jenes Paragrafen und beschränken sich auf die Verfassung, die eine Zweidrittelmehrheit im Senat vorschreibt. Macri hätte auch den Senat zu außerordentlichen Sitzungen im Januar oder Februar einberufen können und dessen Tagesordnung auf die Ernennung beider Juristen im Obersten Gerichtshof zu beschränken. Statt diesen juristischen Umweg zu beschreiten, handelte der Präsident direkt als Politiker im höchsten Amt der Nation mit eigener Vollmacht. In der Presse, im Rundfunk und im Fernsehen wurde die Diskussion breitgetreten, ungeachtet der parteipolitischen Einstellung der jeweiligen Gegner und Befürworter der vorübergehenden Ernennung beider Richter. Dabei wurde dem Thema eine Bedeutung beigemessen, die es gewiss nicht hat. In einigen Monaten ist der Fall bestimmt vergessen worden.
Der Oberste Gerichtshof besteht nach dem jüngsten Rücktritt des 96-jährigen Carlos Fayt ab 11. Dezember aus nur drei Richtern anstatt den vorgesehen fünf, das sind der Vorsitzende Ricardo Lorenzetti, der bereit ist, die beiden neuen Richter zu vereidigen, sowie Elena Highton de Nolasco und Juan Carlos Maqueda. Somit müssen die Urteile jeweils mit den Stimmen sämtlicher Mitglieder zählen, da die Mehrheit auf die Zahl von fünf Richtern bezogen wird. Das kann gelegentlich zu Schwierigkeiten führen, wenn ein Richter nicht einverstanden ist und somit einen Entschluss blockiert. Mit den beiden neuen Richtern sind es wieder fünf, und der Oberste Gerichtshof kann normal funktionieren.
Der Sturm der Entrüstung und Verteidigungen der Ernennungen bedeutete zunächst für Präsident Macri einen Schlag gegen seine Amtsführung, in der er sich erfolgreich bemüht hatte, gute Beziehungen zu Oppositionspolitikern aufzubauen, an erster Stelle mit Daniel Scioli, Sergio Massa, Margarita Stolbitzer und Adolfo Rodríguez Sáa, die mit ihm bei der ersten Wahlrunde konkurriert hatten, und dann auch mit den Gouverneuren von Provinzen, die nicht zur Regierungskoalition gehören. Er hat alle Gouverneure zusammen empfangen und betont, dass es keine Unterschiede gebe. Um diese guten Beziehungen nicht zu gefährden, und wohl auch, um zu zeigen, dass er sensibel gegenüber der Kritik ist, hat er schliesslich am Mittwoch mit dem Präsidenten des Obersten Gerichtshofs, Ricardo Lorenzetti, eine Kompromisslösung vereinbart, die darin besteht, dass die neuen Mitglieder erst im Februar antreten. Im Januar bestehen ohnehin Gerichtsferien, so dass dies faktisch wenig ändert. Aber es war eine politische Geste. Und dann kann der Senat im März über diese Ernennungen entscheiden.
Meinung
Linke Notbremse
Von Stefan Kuhn
Ein kleines bisschen kann man aufatmen, nach der zweiten Runde der französischen Regionalwahlen. Die rechtsextreme Front National (FN) von Marine Le Pen stellt keinen einzigen der 13 Regionalpräsidenten. Trotz eines Rekordergebnisses von 6,8 Millionen Stimmen lagen die Ultrarechten mit 27,1 Prozent am Ende nur auf Platz drei, schon deutlich hinter der Linken (32,1%) und weit entfernt von Nicolas Sarkozys Republikanern (40,2%).
Im ersten Urnengang vor einer Woche, bei geringerer Wahlbeteiligung, war die FN mit 27,7 Prozent noch landesweit stärkste Partei geworden und lag in sechs der 13 Wahlkreise vorn. In zweien lagen die Rechtsextremen sogar deutlich vorne. Im Nordwesten war Parteichefin Marine Le Pen auf 41,01 Prozent gekommen, im Südosten ihre Nichte Marion Marchal-Le Pen auf fast 35 Prozent. In Runde zwei zog die Linke ihren Kandidaten zurück. Die FN-Chefin unterlag. Sie konnte ihr Ergebnis lediglich auf 43,6 Prozent steigern. Marion Marechal-Le Pen ging es etwas besser. Sie legte in Runde zwei fast zehn Prozentpunkte zu und kam in der Region Alpes de Haute Provence auf 44 Prozent.
Der Grund für das Scheitern war offensichtlich. Die Linke hat in beiden Regionen ihre Kandidaten zurückgezogen. Im Südosten sogar den Zweitplatzierten der ersten Runde, der zehn Prozentpunkte vor dem Kandidaten Sarkozys gelegen hatte. Sarkozy hatte es abgelehnt, in der zweiten Runde mit den Sozialisten zu kooperieren. Das ist kein gutes politisches Zeichen. Sarkozy hat hier allerdings einen Standortvorteil. Er steht im konservativen Spektrum deutlich rechts von der Mitte. Seine Kandidaten haben schlicht bessere Chancen gegen die FN als Kandidaten der Linken.
Obwohl die Linken in Runde zwei die Notbremse gezogen haben, ist die FN auf ein historisches Ergebnis gekommen. 6,8 Millionen Franzosen haben die rechtsextreme, von Marine Le Pen auf bürgerlich getrimmte Partei gewählt. Sie selbst war bei den Präsidentschaftswahlen 2012 auf 6,4 Millionen, ihr Vater Jean-Marie Le Pen 2002 auf 5,5 Millionen Stimmen gekommen. Das muss man immer im Hinterkopf haben, wenn man den Erfolg der FN herunterspielt.
Natürlich sind Regionalwahlen oder auch Europawahlen, wo die FN zuletzt stärkste Partei wurde, nicht allzu bedeutend. Auch die niedrige Wahlbeteiligung von knapp über der Hälfte der Wahlberechtigten und die Tatsache, dass die FN einen weitaus höheren Mobilisierungsgrad als die anderen Parteien hat, relativieren das Ergebnis etwas. Die 6,8 Millionen dürften zumindest derzeit nahe dem maximalen Wählerpotenzial der Rechtsextremen liegen. Das heißt, bei Präsidentschaftswahlen, wo bis zu 80 Prozent der Wahlberechtigten zu den Urnen gehen, ist die 20-Prozent-Marke eine hohe Hürde für Le Pen. Das dürfte nur in den seltensten Fällen zum Einzug in die Stichwahl reichen. Diese zu gewinnen, ist noch unwahrscheinlicher.
Allerdings geht der Trend aufwärts. Marine Le Pen hat ihren polarisierenden Vater aus der Partei geworfen, der immer wieder mit antisemitischen Äußerungen auffiel. Sie stellt die FN als nationale und soziale Partei dar, die ein offenes Ohr für die Ängste und Sorgen der Bürger hat. Verglichen mit dem letzten großen Auftritt ihres Vaters, der bei den Präsidentschaftswahlen 2007 auf 3,8 Millionen Stimmen kam, hat sie der FN zu drei Millionen Wählern mehr verholfen. Wenn der Aufwärtstrend anhält, könnten die Rechtsextremen auch das Mehrheitswahlrecht knacken, das aus Frankreich ein Zweiparteiensystem macht. In Wirklichkeit hat das Land bereits ein Dreiparteiensystem, und das dürfte sich auch bald in den Parlamentswahlen widerspiegeln. Vor allem, wenn die Sozialisten nicht mehr bereit sind, alleine zum Wohl der Republik in den Stichwahlen ihre Kandidaten zurückzuziehen.
Meinung
Randglossen
Präsident Mauricio Macri ist Sohn eines katholischen Einwanderers aus Italien, die Vorfahren seiner jetzigen Frau Juliana Awada stammen aus dem vorderen Orient, wo der Islam vorherrschend ist: Ein Mitglied seiner Regierung ist der Rabbiner Sergio Bergman, alle anderen sind, wie der Präsident, katholisch, ob praktizierend oder nicht. All das ist ein deutliches Zeichen der obwaltenden Toleranz in Argentinien, anders als im Nahen Osten und auf dem Balkan in Europa, wo im Namen der Religion dauernd Verbrechen verübt werden. Für Argentinier sind das unverständliche Gewalttaten. All das ist eine Folge der Tatsache, dass fast alle Argentinier Nachkommen von Einwanderern sind, die meisten aus Europa, andere aus der Türkei, Syrien und Libanon, wie unlängst Präsident Carlos Saúl Menem. Die Vorschrift, dass der Präsident katholischen Glaubens sein muss, wurde mit der Verfassungsreform von 1994 auch abgeschafft. Alle leben in Frieden zusammen.
Kriminelle verüben fast täglich Verbrechen, Frauen werden vergewaltigt, Familien werden mit angeblichen Geiseln telefonisch erpresst, Männer ermorden ihre Ehefrauen und dergleichen mehr wird im Fernsehen und in der Presse berichtet. Dazu kommen die zahlreichen Korruptionsfälle. Vor dem zweiten Weltkrieg spielte Schmiergeld in der Politik keine große Rolle. Nur einmal gab es einen Skandal, als ein Politiker zugab, 10.000 Pesos bei einem Verkauf staatlicher Ländereien als Bestechungsgeld kassiert zu haben. Er brachte sich um, als der Fall größere Wellen schlug. Freilich gab es damals keine Inflation, die erst ab 1946 unter Präsident Juan Domingo Perón eintrat und seither immer wieder neue Korruptionsfälle vor Gericht bringt. Darüber können die Expräsidentin Cristina Kirchner und insbesondere ihr Vizepräsident Amado Boudou ihre Lieder singen, wenn sie von der Justiz vorgeladen werden.
Er kann einem leid tun, der Vizekanzler und SPD-Chef. Auf dem Parteitag vergangenes Wochenende ist Sigmar Gabriel bei seiner Wiederwahl gewaltig abgestraft worden. Nicht ganz 75 Prozent der Delegierten stimmten für eine weitere Amtszeit ihres Vorsitzenden. Überraschend ist das magere Ergebnis nicht, denn Gabriel gilt als Vertreter der Parteirechten und stößt bei vielen in der SPD umstrittenen Themen, etwa dem Freihandelsabkommen mit den USA, auf heftigen Widerspruch. Zudem sucht er den Konflikt, als Vermittler und Versöhner taugt er wenig. Auf der anderen Seite muss ein SPD-Chef nach zwei Jahren in einer ungeliebten Koalition unter Führung der Unionsparteien einfach Federn lassen. In dieser Hinsicht ist es ein Erfolg, wenn noch drei Viertel der Delegierten hinter dem Chef stehen.
Angela Merkel hat es da einfacher. Auch sie muss wegen ihrer Flüchtlingspolitik heftige Kritik einstecken, hat aber außer dem bayrischen Dauernörgler Horst Seehofer aus der Schwesterpartei CSU kaum Gegenspieler. Sie hat es auf dem CDU-Parteitag geschafft, ihre Linie konsequent durchzusetzen. Die Zahl der Flüchtlinge muss begrenzt werden, aber Obergrenzen soll es nicht geben. Mag sein, dass Merkel eine humanitäre Überzeugungstäterin ist und ihr das Leiden der Flüchtlinge wirklich zu Herzen geht, aber vielleicht denkt sie auch weiter. Während man in CDU und CSU fürchtet, dass die Union durch diese Haltung Stimmen an die rechtspopulistische AfD verliert, könnte die CDU nach den Landtagswahlen Anfang 2016 in den Bundesländern Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz davon profitieren. Wenn die AfD in die Landtage einzieht, dürften die rot-grünen Regierungen in diesen Bundesländern wieder an die Union fallen.
Wirtschaft
Notstandserklärung für die Stromwirtschaft
Energieminister Juan Carlos Aranguren hat am Dienstag in einer Fernsehansprache mitgeteilt, dass die Regierung per Dekret den Notstand bei der Versorgung an elektrischer Energie erkläre. Das bezieht sich vornehmlich auf die Stromverteilung in der Bundeshauptstadt und Umgebung, wo die Unternehmen Edesur und Edenor tätig sind. Wenn der Stromverbrauch wegen der Sommerhitze in bestimmten Momenten über die Versorgungskapazität steigt, dann entstehen Pannen, bei denen Schaden bei Kabeln und Anlagen entstehen können. Deshalb muss der Gesamtverbrauch durch programmierte Stromausfälle in bestimmten Gegenden und für eine bestimme Zeit beschränkt werden. Diese Ausfälle werden in der Webseite des ENRE-Amtes, das sich mit der Progammierung der Stromversorgung befasst, bekanntgegeben, voraussichtlich dann auch in den Tageszeitungen.
Aranguren wies darauf hin, dass die Stromverbraucher angewiesen werden, sparsamer mit dem Verbrauch umzugehen. Bei Einstellung der Luftkühlapparate auf Temperaturen von 22 bis 24 Grad, statt 18 Grad, sinkt der Konsum erheblich. Der Minister erklärte beiläufig, beim Sparen mit dem öffentlichen Konsum (Strassenbeleuchtung u.dgl.) müsse man vorsichtig vorgehen, weil dies mit der persönlichen Sicherheit zusammenhänge. Die Unterstaatssekretärin für Sparen und Effizienz beim Energiekonsum, Andrea Heins, die vorher als private Konsulentin grosse Erfahrung auf diesem Gebiet gesammelt habe, werde Anweisungen und Empfehlungen über das Thema ausarbeiten.
Die Erklärung des Energienotstandes ist auch als ein erster Schritt zu Erhöhung der Tarife zu verstehen, die noch studiert wird. In der Tat hängt der überhöhte Konsum auch damit zusammen, das Strom sehr billig ist. Aranguren sagte, die Regierung von CFK habe allein im Jahr 2015 $ 93 Mrd. an Subventionen aufgewendet, um den Strompreis in der Bundeshauptstadt und Umgebung künstlich niedrig zu halten. Auf diese Weise zahle ein Haushalt in dieser Gegend nur ein Fünftel für den Strom wie einer in Jujuy oder Feuerland.
Die Stromverteilungsunternehmen hätten (wegen einseitiger Aufhebung der Konzessionsverträge) Einnahmen gehabt, die nicht für eine normale Instandhaltung ausreichten. Deshalb haben sich die Stromunterbrechungen ab 2003 verfünffacht, und seien auch viel länger geworden.
Die neue Mannschaft des Energieministeriums arbeitet gegenwärtig intensiv an neuen Tarifen. Grundsätzlich sollen die Tarife für Haushalte mit niedrigem Konsum weiter niedrig bleiben, also stark subventioniert werden, jedoch nicht mehr im bisherigen Ausmass. Für den Rest sind bedeutende Erhöhungen zu erwarten, angeblich ab 1. Januar 2016. Aranguren erklärte, gegenwärtig werden die Daten über Stromverbrauch mit anderen Daten über die Haushalte verglichen, um zu bestimmten, in welchem Umfang jeder subventioniert wird.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 13,95, gegen 9,84 am Mittwoch, mit einer Zunahme von 41,76% in einem Tag und 62,87% im Laufe des Jahres. Der Schwarzkurs hatte noch am Mittwoch einen Spitzenwert von $ 14,57 erreicht, wobei diejenigen, die zu diesem Kurs gekauft haben, ein schlechtes Geschäft gemacht haben, weil sie am nächsten Tag ohne Schwierigkeiten bei einer Bank oder einer Wechselstube weniger gezahlt hätten.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 9,52%, liegt jedoch um 40,30% über Ende 2014.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 115,69% gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 6,15% und lagen 80,74% im Plus gegenüber 2014. Bonar 2018 verloren 5,56% seit Jahresanfang und Global 2017 Arg lagen mit 24,23% im Plus gegenüber Ende 2014.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 226,23 (Vorwoche $ 224,09) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat um $ 323,19 (Vorwoche 320,42).
***
Fachleute über Umweltprobleme, die auch für die UNO tätig sind und von der Regierung der Provinz San Juan verpflichtet wurden, um die Wirkung des Zyanids auf die Bevölkerung zu studieren, das vom Bergbauunternehmen Veladero (das Barrick gehört) am 14.9.15 verschüttet worden war, haben ihren Bericht vorgelegt. Daraus ergibt sich, dass überhaupt keine Wirkung auf die Wasserquellen, die fúr menschlichen Konsum verwendet werden, die sich im Einflussgebiet von Veladero befinden, gegeben hat. Nur in der Gegend, die nahe an der Mine liegt, wurde ein Niveau von Zyanid festgestellt, das für die Fische schädlich sein kann. Dort wurden ebenfalls hohe Werte von Aluminium, Aresen, Kadmium, Kupfer, Eisen, Mangan, Blei und Zinc festgestellt.
***
Der Jahresrhythmus der monetären Expansion hat sich beschleunigt. Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 2.12.15 um 41,24%, und in 30 Tagen um 5,36%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um 37,17, bzw. 7,23%. Die gesamten Depositen in Pesos stiegen in einem Jahr um 36% auf $ 1,24 Bio., und die gesamten Bankkredite in Pesos um 40,02% auf $ 837,67 Mrd.
***
Der Devisenterminmarkt von Rosario, Rofex, und Argentina Clearing, haben am Montagabend den Notstand der Devisentermingeschäfte erklärt und beiläufig die Preise für Geschäfte korrigiert, die ab September 2015, mit einer Frist bis Ende Juni 2016, abgeschlossen worden sind. Gleichzeitig teilte die ZB den Banken mit, dass sie ihre Nettoposition auf dem Devisenterminmarkt verringern müssen. Dabei sollen die vertraglichen Bedingungen, die zwischen den Finanzanstalten und ihren Kunden vereinbart wurden, eingehalten werden. Die ZB will mit der Anweisung an die Banken eine Verringerung des Betrages herbeiführen, den sie bei Abrechnung der Termingeschäfte zahlen muss. Die ZB hat unter Alejandro Vanoli als Präsident (der in der Vorwoche zurückgetreten ist) Devisen auf dem Terminmarkt für einen Gesamtbetrag von u$s 15 Mrd. verkauft, was einen Verlust von ca. $ 40 Mrd. mit sich bringt.
***
Der ehemalige Präsident der Banco de la Nación Argentina, Juan Carlos Fábrega, der auch für eine kurze Zeit ZB-Präsident war, soll jetzt die Leitung und Koordinierung der verschiedenen Tochterfirmen der Bank übernehmen. Es handelt sich um Nación Seguros, Nación Leasing, Nación Retiro, Nación Servicios, Nación Bursátil, Nación Fideicomisos, Nación Factoring, Nación Reaseguros und Pellegrini Fondos Comunes de Inversión. Fábrega war Karrierebeamter der Banco Nación, wo er ganz unten angefangen hat und es bis zum Geschäftsführer und schliesslich zum Präsidenten der Bank gebracht hat.
***
Nach einer Umfrage der Deutsch-Argentinischen Handelskammer, planen rund 70% der hier ansässigen deutsche Unternehmen ihre Investitionen in Aus- und Weiterbildung zu erhöhen. Zudem sehen ein Drittel der über fünfzig Betriebe, die dual ausbilden, einen Anstieg der Ausbildungsplätze für 2016 voraus. (DIHK, Berlin)
***
Jorge Todesca, der neuen Direktor des INDEC, erklärte, er habe nach der neunjährigen Intervention des Kirchnerismus „verbrannte Erde“ vorgefunden. Die Lage im Institut sei „chaotisch“ und „prekär“. Zum Scherbenhaufen im Statistikamt gehöre, dass das Institut voller bewusst falscher oder tendenziöser Informationen sei. Diese Äusserungen formulierte Todesca während seiner ersten Pressekonferenz, flankiert vom Wirtschafts- und Finanzminister Alfonso Prat-Gay, der technischen Direktorin des INDEC Graciela Bevacqua, Daniel Nizzi, dem neuen Verwaltungsdirektor und Silvina Viazzi, die Kommunkationschefin. Der Preisindex für November 2015, eigentlich für den 16.12. vorgesehen, wird verschoben.
***
Private Ökonomen, die sich u.a. mit Preiserhebungen befassen, rechnen mit einem dreiprozentigen Preisauftrieb in diesem Monat, nach 2,5% im November. Die Jahresinflation würde sich bei 27% einpendeln. Für kommendes Jahr wird mit 30% gerechnet. Nach einer Umfrage von Latin Focus Consensus Forecast rechnen die in Argentinien international tätigen Banken für 2016 mit einem Wert von 33,9% und 26,7% für 2015. Einzelne Ausnahmen wie Capital Economics sagen für kommendes Jahr eine Inflation von 50% voraus.
***
Die Banken JP Morgan, Deutsche Bank, Citibank und HSBC könnten sich in einem von den Geierfonds NML, Aurelius, Blue Angel und Olifant angestrengten Prozess verwickelt sehen. Die Geierfonds haben sie gewarnt, dass sie einen Prozess riskieren, wenn sie dem argentinischen Staat Geld leihen, bevor er die Schuld gegenüber ihnen gezahlt hat.
***
Die Zeitung Perfil hat am Sonntag der Vorwoche bekanntgegeben, dass das staatliche Energieunternehmen Enarsa im August 2008 verflüssigtes Pressgas (GNL, Gas Natural Licuado) in Russland gekauft habe und dabei u$s 57 Mio. an die spanische Firma Contrater Consulting mit einer Überweisung auf ein Konto in der Schweiz gezahlt habe. Diese Firma habe jedoch auf diesem Gebiet keine Tätigkeit vorweisen können. Das Schiff mit dem Pressgas ist nie angekommen, was sehr merkwürdig erscheint. Der Vertrag wurde nachher an die Firma Diligentia S.A. übertragen, die der ehemalige Minister (unter Menem), Roberto Dromi, kontrolliert, der auch Planungsminister Julio de Vido in bestimmten Dingen beriet. Der Fall wird jetzt im Rahmen eines Prozesses behandelt, der schon seit einiger Zeit wegen der Beschuldigung besteht, dass bei diesen Gasimporten Überpreise gezahlt worden seien.
***
Bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag hat die ZB Offerten für $ 23,44 Mrd. erhalten, jedoch nur einen Betrag von $ 9,04 Mrd. angenommen. Da gleichzeitig Lebac für $ 5,57 Mrd. amortisiert wurden, verblieb eine expansive monetäre Wirkung von $ 3,3 Mrd. Die Zinsen wurden um 9 Prozentpunkte erhöht, von 29% bis 31% eine Woche zuvor auf jetzt bis zu 38%. 80% des Betrages wurde in Wechseln auf 35 bis 56 Tage untergebracht. $ 5,96 Mrd. entfielen auf Lebac zu 38%. Dieser Zinssatz überträgt sich auf die Fristdepositen und auch auf die Kredite.
***
Das Produktionsministerium hat am Dienstag die Fortführung des Programms „Ahora 12“ bis zum 31. März 2016 bekanntgegeben. Es handelt sich um zinslose Kredite für dauerhafte Konsumgüter, die in 12 Monatsraten bezahlt und über Kreditkarten erteilt werden.
***
Im November wurden 147.957 gebrauchte Automobile, Kleinlaster und Lastwagen verkauft, 17,5% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband CCA („Cámara de Comercio Automotor“). Zwischen Januar und November wechselten 1,63 Mio. gebrauchte Kfz den Besitzer, 8,5% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode den Besitzer. Alles deutet darauf hin, dass die Verkaufszahlen in diesem Jahr mit ca. 1,8 Mio. die 1.650.000 Einheiten von 2014 übetreffen werden, sagte Alberto Príncipe, der Vorsitzende der CCA. Für jedes neue Kfz, das in Argentinien verkauft wird, werden über 2,5 gebrauchte verkauft, was auf eine Kette hindeutet, bei der am Ende auch Personen mit einem niedrigen Einkommen, meistens im Landesinneren, zu ihrem ersten Automobil kommen.
***
Der Index der Konsumentenpreise, den das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires für diese berechnet, ergab im November eine Zunahme von 2% und in 11 Monaten eine von 23,8%. Sachgüter nahmen um 2,3% zu, Dienstleistungen nur um 1,6%.
***
Der neue AFIP-Direktor, Alberto Abad, erklärte, die Einheitssteuer müsse angesichts der Inflation korrigiert werden. Ebenfalls stellte er nicht nur eine Erhöhung des steurfreien Minimums in Aussicht, sondern auch eine Erweiterung der Stufen der Progression bei der Gewinnsteuer auf natürliche Personen. Somit würde die Progressivität geringer werden, wovon Personen mit mittlerem Einkommen profitieren.
***
Das Stadtparlament von Buenos Aires hat die effektive Inkraftsetzung des Verbotes, lebendige Rinder in die Stadt Buenos Aires zu bringen, das vor fast 20 Jahren im Gesetz 622 festgesetzt worden war, auf Ende 2017 hinausgeschoben. Das bedeutet das der Rindermarkt von Liniers, um den es hier geht, weiter verbleiben kann, wo er ist. Dieser 1901 gegründete Viehmarkt besetzt im Stadtviertel Mataderos 35 ha. Bis 1978 bestand neben dem Markt noch das Schlachthaus Lisandro de la Torre, das unter der Militärregierung geschlossen wurde, so dass sich auf dem Gelände saubere Industriebetriebe (wie der von Roemmers), Wohnungen und Geschäfte niederliessen. Usprünglich war vorgesehen, den Rindermarkt nach dem Vorort San Vicente zu verlegen. Das wäre jedoch ein Anachronismus, da Viehmärkte dieser Art heute mit Systemen auf der Grundlage von Computern und Internet ihre Tätigkeit abwickeln, und zwar mit geringeren Kosten für die Landwirte, da die Transportkosten bis zum Markt und von dort bis zum Schlachthof entfallen, ebenfalls die Marktgebühr von Liniers, weil die Tiere direkt geliefert werden. In Rosario ist schon ein Markt dieser Art tätig. Der Widerstand gegen diese längst fällige Modernisierung, die zur Entwicklung der Stadt beitragen würde, ist unbegreiflich.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die Ratingagentur Fitch hat die Kreditwürdigkeit Brasiliens von «BBB-» auf «BB+» gesenkt. Der neue Wert signalisiert, dass Brasilien kein vertrauenswürdiger Schuldner mehr ist. Fitch geht davon aus, dass sich die Rezession in Brasilien weiter deutlich fortsetzen wird. Die brasilianische Wirtschaft werde in diesem Jahr um 3,7% und im kommenden Jahr um 2,5% schrumpfen. Das Staatsdefizit werde in 2015 bei über 10% der Wirtschaftsleistung liegen. Im kommenden Jahr werde der gesamte staatliche Schuldenberg bei 70% der Wirtschaftsleistung liegen. Nach Standard & Poor’s ist es die zweite der drei großen Ratingagenturen, die die siebtgrößte Volkswirtschaft so herabstufen, nur bei Moody’s steht Brasilien noch etwas besser. (dpa)
***
Mexiko hat 25 Erdöl- und Gasfelder an private Unternehmen versteigert. Die Lizenzen für die Förderung an Land gingen zum größten Teil an einheimische Unternehmen und Konsortien. Zudem kamen Firmen aus den USA, Kanada und den Niederlanden zum Zug. Die versteigerten Felder liegen in den Bundesstaaten Nuevo León, Tamaulipas, Veracruz und Tabasco im Osten und Chiapas im Süden des Landes. (dpa)
***
Brasilien will die Versorgung mit Solarenergie deutlich ausweiten. Bis 2030 sollen 23 500 MW Solarleistung installiert und rund 2,7 Mio. Verbraucher mit Sonnenstrom versorgt werden. Insgesamt sollen für die Ökostromoffensive 100 Mrd. Real (E23 Mrd.) ausgegeben werden, auch mit Hilfe privater Investoren und Banken. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
EXXON
Die Provinz Neuquén genehmigte den von Exxon Mobil Exploration Argentina (EMEA) vorgelegten Investitionsplan über u$s 229 Mio. für die Entwicklung von nicht konventionellen Erdöl- und Gaslagern um die Gebiete von La Invernada-Bajo del Choique in Vaca Muerta. Am Investitionsplan beteiligt sich ebenfalls das staatliche Unternehmen Gas y Petróleo del Neuquén, GyP. Vorgesehen sind zunächst fünf Bohrungen von bis zu 2500 Metern Tiefe. Beide Firmen verfügen über eine Lizenz, um gemeinsam auf diesem Gebiet 35 Jahre zu arbeiten. Die Vereinbarung sieht vor, dass GyP 10%, während Exxon 90% der Beteligung einbehält. EMEA zahlt u$s 8 Mio. an die Provinz in Form eines Bonds. Als weiteren Vorteil erhält GyP auf monatlicher Basis, befristet auf drei Jahre, 100% der Netto-Produktion an Erdöl und Gas, entsprechend ihrer Beteiligung am gemeinsamen Unternehmen.
Telefónica
Die spanische Telefónica-Gruppe hat für 2016 ein Investitionsprogramm von ca. $ 10 Mrd. in ihrer argentinischen Filiale angekündigt, 25% mehr als 2015. Für die drei Jahre bis 2018 sollen es $ 36 Mrd. sein. Beiläufig forderte das Unternehmen weitere Ausschreibungen für Mobiltelefonie, um das System 4G bieten zu können. Der Direktor für institutionelle Beziehungen der lokalen Telefónica, José Luis Rodriguez Zarco, wies darauf hin, dass die Firma ab 1990, als die staatliche Entel privatisiert wurde, u$s 15 Mrd. investiert habe. Damit wolle er dem Mythos wiedersprechen, dass die Mängel am System der Mobiltelefonie auf mangelnde Investitionen zurückzuführen seien.
Automechanika
Unter der soeben freigeschaltenen Internetadresse www.automechanika.com.ar haben Interessenten die Möglichkeit, sich aktuell über diese landesweit grösste Messe rund um das Auto zu informieren, die alle zwei Jahren stattfindet. Die nächste Ausgabe soll zwischen dem 9. und dem 12. November 2016 stattfinden.
YPF & Dow Chemical
YPF-Präsident Miguel Galuccio und der Präsident der lokalen Dow-Filiale, Gastón Remy, berichteten Präsident Mauricio Macri persönlich am Dienstag über eine gemeinsame Investition von YPF und der US-Firma Dow Chemical für u$s 500 Mio. im Gaslager „El Orejano“, im Gebiet von Vaca Muerta, Provinz Neuquén. Die beiden Unternehmen hatten schon 2013 ein Abkommen über eine Investition von u$s 350 Mio. abgeschlossen. Die Erdgasförderung des Lagers liegt gegenwärtig bei 750.000 cbm por Tag. Die Firmen schätzen, dass sie Ende 2016 die Gasförderung dieses Blocks verdreifachen und 2 Mio. cbm täglich erreichen können. Für die Ausbeutung des gesamten Lagers sind u$s 2,5 Mrd. notwendig, was 180 Bohrungen u.a. Investititonen einschliesst. Dow Chemical betreibt eine grosse petrochemische Fabrik in Bahía Blanca, in der sie vornehmlich Polyähtylen mit Gas als Rohstoff erzeugt. Mit diesen Investitionen für die Gasförderung will sich das Unternehmen den Rohstoff sichern.
AEA
Der Verband „Asociación Empresaria Argentina“, der sich aus leitenden Grossunternehmern zusammensetzt, die als Person und nicht als Vertreter von Unternehmen mitmachen, hat Jaime Campos als Präsident wiedergewählt. Die Mitglieder des Verbandes luden letzte Woche Produktionsminister Francisco Cabrera zu einem Mittagessen im Plaza Hotel ein, wobei betont wurde, dass es zum ersten Mal in sieben Jahren gelungen sei, mit einem Minister auf diese Weise direkten kontakt aufzunehmen. Anwesend waren Paolo Rocca, Luis Pagani, Héctor Magnetto, Sebastián Bagó, Carlos Miguens, Aldo Roggio, José Cartellone, Alfredo Coto, Enrique Pescarmona, Cristiano Ratazzi, Miguel Acevedo, Alberto Grimoldi, Gustavo Grobocopatel, Marcelo Arguelles, Federico Braun, Jorge Aufiero, Pablo Roemmers, Horst Paulmann, David Lacroze, Roberto Alexander, Javier Casas Rua, Santiago Mignone, Héctor Daza, Julio Figueroa und Amadeo Vazquez.
Mercedes-Benz
Auch in diesem Jahr begleitete der deutsche Autobauer zum achten Mal in Folge das Polo Turnier. Als Sponsor des Events zeigte Mercedes-Benz eine Reihe Oldtimer Autos am Stand neben dem Spielplatz Nummer 2.
Banco Santander Rio
Kleine und mittlere Unternehmen, die mit Devisen arbeiten, in der Regel weil sie exportieren, werden bei dieser Bank Festgelder in ausländischer Währung platzieren können. Ausserdem kündigte der Vorsitzende Enrique Cristofani Investitionen bis 2018 i.H. von $ 20,18 Mrd. an. Wie weiter berichtet wurde, eröffnete Banco Santander Rio während des vergangenen Jahres 41 von landesweit insgesamt 54 Filialen, die von allen Geschäftsbanken insgesamt eingeweiht wurden.
Wirtschaftsübersicht
Die Liberalisierung des Devisenmarktes
Als Macri während der Wahlkampagne ankündigte, er werde das Verbot des Devisenkaufs, hier als „cepo“ benannt, sofort aufheben, wurde dies dahingehend ausgelegt, dass er am ersten Tag seiner Regierung mit einem Schockprogramm beginnen werde, mit allgemeiner Aufhebung der Devisenbewirtschaftung, freiem Devisenmarkt, einem Kurs, der auf etwa $ 14 pro Dollar geschätzt wurde, Abschaffung oder Senkung der Exportzölle, und voraussichtlich noch weiteren Massnahmen. Die Wahlkampagne seines Gegners, Daniel Scioli, benutzte dies, um darauf hinzuweisen, dass dies zu einem Inflationssprung führen werde, den die ganze Bevölkerung bezahlen werde. Dies hatte eine sofortige Wirkung, mit einem Preissprung bei Rindfleisch, Mehl u.a. vielen anderen Produkten, bei denen viel höhere Wiederbeschaffungskosten vorweggenommen wurden. Indessen trat nach der Regierungsübernahme zunächst eine Pause ein, der Wechselkurs wurde weiter wie bisher verwaltet, und die ganze Devisenbewirtschaftung blieb vorerst wie bisher.
Erst am Mittwoch dieser Woche hat Finanzminister Alfonso Prat Gay das neue System für die Bestimmung des Wechselkurses, Devisenkäufe, Aussenhandelszahlungen und was sonst noch dazugehört bekanntgegeben. Halten wir die grundsätzlichen Aspekte fest:
- Der Wechselkurs wird frei schwankend sein, mit einer Ober- und Untergrenze, die die ZB festsetzt, um kurzfristig grössere Schwankungen zu vermeiden. Einen Kurs gab Prat Gay nicht bekannt, deutete jedoch unterschwellig an, dass der Markt den Kurs, der sich bei Geschäften über Staatsbonds in Dollar ergibt, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden (genannt „contado con liqui“) als Referenz nehmen werde. Dieser Kurs lag am Mittwoch leicht über $ 14 pro Dollar.
- Am Donnerstag öffnete der Markt bei $ 14,50, pro Dollar, sank danach und schloss bei $ 13,95. Der Devisenmarkt stand unter Angebotsdruck, und das weist darauf hin, dass die Signale des Finanzministers gut angekommen sind.
- Der Kauf von Devisen für Sparzwecke, Auslandsreisen u.a. Zwecke ist frei. Bei Käufen von Sparern wird eine Obergrenze von u$s 2 Mio. pro Monat eingeführt, wie sie bis November 2011 galt, als das Verbot eingeführt wurde. Es bedarf nicht mehr der AFIP-Genehmigung, und es wird keine Anzahlung auf die Gewinnsteuer erhoben, abgesehen bei Devisenkäufen, die in bar gezahlt werden, bei denen 5% als Vorschuss berechnet wird, weil in diesem Fall vermutet wird, dass es sich auch um schwarze Gelder handeln kann.
- Bei Zahlungen im Ausland, die über lokale Kreditkarten erfolgen, wird der Wechselkurs genommen, der zum Zeitpunkt der Abrechnung besteht. Die schon bezahlen Tourismuspakete werden beibehalten.
- Zahlungen von Importen sind ab jetzt frei und bedürfen keiner Genehmigung. Doch bei den ausstenden Zahlungen von Importeuren und angeblich auch von Dividenden u.s.w wird die Option gegeben, dass der Betrag in Raten freigegeben wird, oder die Zahlung über einen Staatsbonds in Dollar erfolgt (dessen Art noch studiert wird), der eventuell unter pari auf dem Markt verkauft werden kann. Prat Gay sagte, der laufende Devisenverkehr werde ganz liberalisiert, aber beim Bestand der aufgestauten Zahlungen müssten noch Beschränkungen bestehen.
- Bei Exporten verbleibt der Zwang der Umwandlung in Pesos in einer bestimmte Frist.
- Bei Importen wird das bisher bestehende Verfahren der Genemigungen abgeschafft, die über die sogenannten DJAI („declaración jurada anticipada de importación“) erfolgt. Es soll jedoch Importlizenzen geben, die in den meisten Fällen automatisch sind, also eigentlich nicht viel Sinn haben. In einigen Fällen, bei denen ein Import mit lokaler Produktion konkurriert und dessen Bestehen gefährdet, sollen die Lizenzen einzeln geprüft werden. Wie dieses System gestaltet wird, ohne der Regelung der WHO zu widersprechen, wurde nicht mitgeteilt. Wenn es sich nur darum handelt, dass die DJAI in anderer Form weiter bestehen, dann dürfte die WHO dies beanstanden, und somit bliebe der Konflikt offen.
Diese Liberalisierung war nur möglich, weil die Regierung in diesen ersten Tagen schon ein Devisenpolster von über u$s 15 Mrd. erreicht hat. Die Exporteure von Getreide und Ölsaat haben sich verpflichtet, täglich u$s 400 Mio. zu verkaufen, gegen bisher nur u$s 100 Mio., bis zu einem Gesamtbetrag von u$s 6 Mrd. Dann hat sich die Bank von China bereit erklärt, zuzulassen, dass ein Teil des Yuan-Kredites, der Argentinien schon gewährt wurde, in frei verfügbare Dollar umgewandelt sind. Es sollen u$s 3,1 Mrd. sein. In den nächsten Tagen soll dann noch ein Kredit einer Gruppe von Banken in Höhe von u$s 8 Mrd. zu 7% gewährt werden. Als Garantie werden Bonds verwendet, die die ZB im Portefeuille hält.
Abgesehen davon kann man annehmen, dass beim neuen Wechselkurs sehr viele Einzelexporte, ausser denen der grossen Commodities, auftreten. Ebenfalls dürfte die Verteuerung der Importe und die interne Rezession dazu führen, dass weniger importiert wird. Schliesslich hat die ZB letzte Woche die Zinsen schon gewaltig erhöht, indem sie bis zu 38% auf Lebac zahlte, was sich sofort auf Fristdepositen abfärbt. Bei höheren Zinsen und der Erwartung, dass der Wechselkurs nach dem Abwertungssprung zunächst einigermassen stabil bleibt, ist eine hoch verzinste Pesoanlage eine gute Alternative für den Sparer, so dass man erwarten kann, dass die Nachfrage nach Dollar für Sparzwecke abnimmt. Minister Prat Gay wies darauf hin, dass die Liberalisierung des Devisenmarktes auch eine monetäre Politik erfordere, die damit im Einklang steht. In der Tat ist es so, dass eine starke monetäre Expansion beiläufig eine hohen Devisennachfrage schafft. Daher die dringende Notwendigkeit, den Rhythmus der monetären Expansion, der bei ca. 40% jährlich liegt, zurückzufahren. Und dies erfordert eine drastische verringerung des Defizites der Staatsfinanzen. Am Schluss endet alles bei der Notwendigkeit, die Staaatsausgaben zu verringern.
Wirtschaftsübersicht
Abschaffung und Senkung der Exportzölle
Am Montagmorgen kündigte Präsident Macri persönlich die Abschaffung, bzw. Senkung der Exportzölle für Getreide und Ölsaat an, auf Null bei Weizen (bisher 23%), Mais (20%), Rindfleisch (15%) und um 5 Prozentpunkte bei Sojabohne (35%), Sojaöl und Sojamehl (32%), mit später 5 weiteren Prozentpunkten pro Jahr. Wie nachher bekannt wurde, umfasst die Abschaffung auch Sorghum (29%), Gerste (20%), Erdnuss (10%), Reis (10%) und Erbsen (5%). Bei den Produkten, die ausserhalb der zentralen Pampagegend erzeugt werden, also Obst, Oliven, Knoblauch, Tabak, Baumwolle, Holz u.a. wurde konkret nichts angekündigt, wobei jedoch vorwegegenommen wird, dass auch in diesen Fällen die Exportzölle ganz wegfallen.
Am Mittwoch hat Finanzminister Prat Gay dann die Abschaffung Kontingentierung der Exporte von Rindfleisch, Weizen und Mais über die ROE („Registro de Operaciones de Exportación“), in Aussicht gestellt, aber noch nicht effektiv beschlossen. Bei Weizen ist die Abschaffung besonders wichtig, da diese Kontingentierung in vergangenen Jahren dazu führte, dass der interne Preis während längerer Periode unter der Parität (Weltmarktpreis minus Frachten, Exportzölle und Exportkosten) lag, wobei Exporteure u.a. die Differenz einsteckten. Beim Rindfleisch hat diese Exportbeschränkung überhaupt keinen Sinn, wobei viele Exportmöglichkeiten verloren gingen. Grundsätzlich werden vornehmlich die hochwertigen Teile des Rinderleibes exportiert, wie Lende („lomo“), während der Binnenkonsum sich auf die anderen, vornehmich Fleisch mit Rippen („asado“) konzentriert.
Der interne Weizenpreis steigt somit jetzt um 25% (20% Exportzoll bezogen auf die verbleibenden 80%), plus die Abwertung. Sollte diese 40% ausmachen, steigt der Preis um ca. 75% ! Dabei muss man sich vor Augen halten, dass vom Preis für Brot, den der Konsument bezahlt, nur knapp über 10% auf den Weizen entfallen. Der Rest besteht aus den Kosten der Mühlen, der Bäckereien, des Transports und des Einzelhandels. Somit sollte der Brotpreis dabei nur um ca. 10% steigen. Der Preis für Rindfleisch ist schon in einem Monat um über 30% gestiegen, weil das Angebot in Erwartung höherer Preise abrupt gefallen ist. Dieser Preis zieht sofort andere Lebensmittel mit sich, an erster Stellung Hühner- und Schweinefleisch, bei denen auch die Kosten wegen erhöhter Preise für Futtermittel (Mais und Sojamehl) steigen.
All das ist ein Schock für die Wirtschaft, der sich direkt auf die Kaufkraft der Bevölkerung auswirkt, besonders der Familien mit geringem Einkommen, bei denen der Anteil an Lebensmitteln an ihren Ausgaben sehr hoch ist. Die verbleibende Kaufkraft, die die Familien für andere Güter einsetzen, nimmt somit drastisch ab, was sich rezessiv auf die Wirtschaft auswirkt, aber gleichzeitig die Preiserhöhungen beschränkt. Macri wies darauf hin, dass er zwar nicht für direkte Preiskontrollen eintrete, jedoch auch Exzesse nicht dulden werde. Es soll zunächst mit Grossunternehmen gesprochen werden, wobei angeommen werden kann, dass diese guten Willen zeigen, da sie ohnehin bei dieser Regierung, in krassem Gegensatz zu denen der Kirchners, eine zivilisierte Beziehung erwarten. Beiläufig wurde auch erwähnt, dass das Programm der „gepflegten Preise“ vorläufig beibehalten wird, aber mit weniger Produkten. Das soll den Preischock für Familien mit relativ niedrigem Einkommen mildern.
Die Abschaffung, bzw. Verringerung der Exportzölle entzieht dem Staat hohe Einnahmen, womit das ohnehin schon kritische Defizitproblem zunimmt. Da der Verlust nicht durch andere Steuern ausgeglichen wird, muss energisch an der Streichung von Staatsausgaben gearbeitet werden. Indessen verdienen die betroffenen Landwirte jetzt mehr, so dass sie voraussichtlich auch mehr an Gewinnsteuer werden zahlen müssen. Und wenn die Abwertung und die Abschaffung der Exportzölle die erwartete Wirkung haben, und zu einer starken Produktionszunahme führen, kann mit wesentlich höheren Einnahmen bei der Gewinnsteuer und anderer Steuern gerechnet werden. Doch das kommt erst 2017 zum Ausdruck. Die Weizenerte 2015/16 wird auf leicht unter 10 Mio. Tonnen geschätzt. Mit der Preiserhöhung dürften es 2016/17 zwischen 15 und 20 Mio. Tonnen sein. Das wäre ein gewaltiger Beitrag zur wirtschaftlichen Erholung.
Am Montagabend hat Präsident Macri dann bei einer Konferenz des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ die Abschaffung der Exportzölle für industrielle Produkte angekündigt, was an erster Stelle Kfz und andere reine Industrieprodukte betrifft, jedoch auch Wein, Olivenöl, Zucker, Yerba Mate u.a. Produkte umfasst. Dieses Thema muss noch im Einzelnen geklärt werden, besonders was die Rückvergütungen betrifft.
Wirtschaftsübersicht
Die grundsätzlichen Entscheidungen über die Wirtschaftspolitik
Bei der neuen Regierung kommen unmittelbar sehr viele Themen und Probleme auf. Die meisten sind jedoch nicht dringend. So hat z.B. Innenminister Rogelio Frigerio darauf hingewiesen, dass das Problem der Verteilung des Erlöses der Nationalen Steuern unter dem Nationalstaat und den Provinzen, und an zweiter Stelle unter diesen, nicht kurzfristig gelöst werden könne, und Präsident Macri hat dann bei der Zusammenkunft mit den Gouverneuren in die gleiche Kerbe gehauen. Es ist in der Tat, rein technisch, ein sehr schwieriges Problem. Aber es ist nicht dringend, da das Thema ohnehin zunächst pragmatisch angepackt wird, auf der Grundlage des bestehenden Verteilungsschlüssels und Zuwendungen des Nationalstaates, wenn besondere kritische Situationen auftauchen, wobei dann eventuell auch Auflagen an die Gouverneure gestellt werden. Bei der Reform des Rentensystems, die in der Festsetzung der Mindestpension auf 82% des Mindestlohnes besteht, die Massa und Scioli befürworten, die Druck in diesem Sinn auf Macri ausüben, stellt sich ein zusätzliches finanzielles Problem für die Staatskasse, weil dies schliesslich in einer Erhöhung der Renten zum Ausdruck kommt. Das Pensionierungssystem müsste ohnehin von Grund auf untersucht und in mehreren Aspekten geändert werden. Ebenso stellt sich bei der Erhöhung des steuerfreien Minimums, auch wenn sie objektiv in Ordnung ist, ein Problem für die Staatskasse. Deshalb muss all dies später entschieden werden, wenn die Mittel vorhanden sind. Denn zunächst ist die Staatskasse ohnehin überfordert.
Per sofort stehen folgende Themen im Vordergrund:
- Bestimmung des Wechselkurses, was bedeutet, dass auch die Mittel vorhanden oder geschaffen werden müssen, um einen bestimmten Kurs zu halten. In diesem Zusammenhang muss auch das Problem mit den Holdouts u.a. Gläubigern geregelt werden, um Zugang zu den normalen Finanzquellen zu erhalten. Die Verhandlungen wurden schon eingeleitet und müssen jetzt beschleunigt werden.
- Als zweites müssen konkrete Massnahmen getroffen werden, um die Staatsausgaben einzudämmen. Die zahlreichen Ernennungen von Beamten, die in den letzten Wochen erfolgten, sollten sofort rückgängig gemacht werden, auch wenn die Regierung dabei Prozesse riskiert. Und dann muss weiter in diesem Sinn gehandelt werden. Es ist anzunehmen, dass Prat Gay u.a. Wirtschaftler, die bei der neuen Regierung mitmachen, sich schon Gedanken gemacht haben, wo und wie sich Ausgaben abschaffen lassen. Es muss auf alle Fälle sofort klare Signale in diesem Sinn geben.
- Die Lohnerhöhungen müssen in Grenzen gehalten werden. Das ist politisch das schwierigste Problem. Die Lehrergewerkschaft der Provinz Buenos Aires hat schon 40% gefordert, was von vorne herein nicht möglich ist, weil dies dann als Signal für alle anderen Gruppen gilt. Erziehungsminister Esteban Bullrich hat sich vorsichtigerweise bei einer ersten Zusammenkunft mit den Lehrergewerkschaften nicht über diesen Punkt ausgesprochen, und beiläufig erklärt, in dieser Sache müsse er den Finanzminister fragen. Wenn jetzt um 40% abgewertet wird, dann wird der Abwertungeffekt mit Lohnerhöhungen der gleichen Grössenordnung sofort annulliert, und das gleiche Problem, das jetzt besteht, tritt dann auf einer höheren Stufe ein, mit einer Jahresinflation von gut 50%. Von da bis zur Hyperinflation ist der Weg sehr kurz. Das sollten wir in Argentinien, nach drei Hyperinflationen (März 1976, 1989 und 1990) wissen.
Was zunächst erreicht werden muss, ist dass die Zahlungsbilanz ein Gleichgewicht erreicht, mit einer leichten aber ständigen Zunahme der Reserven, bei schwankendem Wechselkurs, der jedoch in der Tendenz mit der internen Inflation einhergehen muss. Dabei muss eine Zunahme der Exporte erreicht werden, die durchaus möglich ist und der Wirtschaft einen Wachstumsschub verleihen würde. Und schliesslich kommt noch das Schwierigste: die Inflation muss eingedämmt werden, also zunächst auf unter 20% jährlich und später auf eine einstellige Jahreszahl gedrückt werden. Die Lohnpolitik muss diesen Zielen unterstellt werden, und das ist der schwierigste Teil der bevorstehenden Wirtschaftspolitik. Denn die Gewerkschaften machen dabei freiwillig nicht mit. Darüber spricht jedoch niemand, ausser wir.
Macri muss sich gegenüber den Gewerkschaftern durchsetzen. Er braucht dabei die Unterstützung der Opposition, und in diesem Sinn hat er sich vom ersten Augenblick seiner Regierung bemüht, das Konzept der Einheit und der Zusammenarbeit zwischen Regierung und Opposition, also der „Staatspolitik“ in grundsätzlichen Fragen, hervorzuheben. Er hat gleich am nächten Tag nach der Amtsübernahme die Politiker empfangen, die mit ihm bei der Wahl konkurriert haben, also Daniel Scioli, Sergio Massa, Margarita Stolbitzer und Adolfo Rodriguez Sáa. Am Samstag hat er dann sämtliche Gouverneure, auch Alicia Kirchner von Santa Cruz, zu einem Mittagessen in der Residenz von Olivos empfangen, um die Bereitschaft zu bekunden, die Probleme, die auf die Gouverneure zukommen, gemeinsam zu behandeln. Also allen zu helfen, und nicht nur den politisch nahestehenden, wie es CFK konsequent getan hat. Beiläufig will Macri dabei auch erreichen, dass Deputierte und Senatoren anderer Partein im Parlament in wesentlichen Themen mit der Regierungspartei stimmen, da seine PRO-Partei, auch mit den Radikalen (UCR), in beiden Kammern eine Minderheit bildet. Eine Empfehlung der Gouverneure hat dabei bestimmt eine grosse Wirkung.
Grundsätzlich bedeutet die freundliche Haltung gegenüber Oppositionspolitikern, dass Macri die Bedeutung der Politiker, als soziale Gruppe, die für den Staat verantwortlich ist, hervorhebt und sie unterschwellig über die korporativen Gruppen stellt, von denen besonders die Gewerkschaften eine übertriebene Macht haben, die mit einer vernünftigen Wirtschaftsordnung unvereinbar ist. Wir interpretieren Macri dahingehend, dass er die Politiker als solche dazu bewegen will, die Regierung zu unterstützen, wenn diese einen Machtkampf mit den Gewerkschaften, durchsteht. Cristina Kirchner hat immer wieder wiederholt, Politik müsse über Wirtschaft stehen, und in der Tat muss dies so sein, wenn sich einzelne Interessengruppen in Aspekten durchsetzen können, die störend für Wirtschaft und Gesellschaft wirken. Doch CFK bezog sich dabei nur auf Grossunternehmen und grosse Landwirte, mit denen eine vernünftige Regierung normalerweise friedlich zurechtkommt, aber nicht auf Gewerkschaften, die ihre Macht mit Gewalt (Streiks, persönliche Angriffe, Drohungen, Sachschäden, Unterbrechung des Strassenverkehrs und gelegentlich auch von öffentlichen Diensten) durchsetzen, die das eigentliche Problem darstellen.
Wenn die „politische Klasse“ sich bewusst wird, dass die Inflation auf ein zivilisiertes Maass herabgesetzt werden muss, als Voraussetzung für wirtschaftliche Entwicklung und Lösung vieler Einzelprobleme, dann muss sie klar erkennen, dass dieses Ziel Priorität vor anderen hat, also auch vor der unbedingten Erhaltung des Reallohnes, die gelegentlich nicht möglich ist, wie es auch jetzt der Fall ist. Wenn die Opposition jedoch bei Konflikten mit den Gewerkschaften die Gelegenheit benutzt, um die Regierung zu schwächen, und sich auf die Seite der Gewerkschaften stellt, dann ist es um die Wirtschaft schlecht bestellt. Jetzt, und auch wenn in einigen Jahren eventuell eine Oppositionsgruppe an die Regierung gelangt. Ob unsere Politiker die Reife haben, die das Verständnis dieser Problematik erfordert, sei vorerst dahingestellt. Macri hat ihnen jetzt die Gelegenheit gegeben, einen höheren Rang in der Gesellschaft einzunehmen, nämlich die volle Verantwortung für Staat und Gesellschaft, und das ist keine Kleinigkeit. Es wäre ein grundsätzlicher Wechsel in der Politik.
Wirtschaftsübersicht
Eine komplizierte Regierungsstruktur
Präsident Mauricio Macri hat die Entscheidungsgewalt in der Regierung sehr stark aufgeteilt. Es gibt jetzt einen echten Kabinettschef, mit viel Macht, und 20 Minister, von denen gewiss einige überflüssig sind. So sollte Kultur ein Staatsekretariat im Erziehungsministerium und kein Ministerium sein. Die Minister haben, im Gegensatz zu den Staatsekretären, direkten Zugang zum Präsidenten, was die Gefahr mit sich bringt, dass sie ihn mit allerlei Themen belästigen, die auf unterer Ebene gelöst werden sollten, und ihm die Zeit nehmen, die er benötigt, um grundsätzliche Entscheidungen, auf die es schliesslich ankommt, mit seinen Mitarbeitern zu besprechen und zu überlegen. In einer Regierung gilt das gleiche Prinzip wie in Grossunternehmen, in denen der oberste Chef so ungefähr alles was die Routine ausmacht auf seine Mitarbeiter delegiert, und seine Zeit dafür einsetzt, über kritische und politische Aspekte, die langfristige Strategie u.dgl. nachzudenken und in diesem Sinn zu handeln und seinen Mitarbeitern Anweisungen zu erteilen.
In früheren Zeiten gab es nur acht Minister, und bis 1994 auch keinen Kabinettschef. Bei der neuen Struktur kommen viele Entscheidungen jetzt auf den Präsidenten zu, die früher schon vom Wirtschaftminister entschieden wurden oder zumindest von diesem nur in wesentlichen Aspekten dem Präsidenten übertragen wurden. Das neue Regierungsschema ist gewiss nicht einfach, wobei der Präsident meistens eine direkte Verantwortung übernimmt, und somit bei einer Fehlentscheidung oder der Notwendigkeit einer Kursänderung den Fall nicht mit dem Rücktritt eines Ministers lösen kann.
Allein, in der Tat konzentrieren sich die Grundentscheidungen, auf die es bei der Wirtschaftspolitik ankommt, auf den Minister für Schatzwesen und staatliche Finanzen (also eigentlich Finanzminister) Alfonso Prat Gay, und an zweiter Stelle auf den Zentralbankpräsidenten Federico Sturzenegger. An dritter Stelle käme dann noch der Arbeitsminister, Jorge Triaca, der jedoch dem Finanzminister unterstellt werden muss, damit die Rechnung aufgeht. Das bedeutet, dass der Präsident bei einer Diskussion zwischen beiden, stets dem Finanzminister recht geben muss.
Bei diesem Regierungsschema ist die Persönlichkeit der Minister sehr wichtig. Prat Gay ist ein sehr intelligenter Mensch, ein gut ausgebildeter Ökonom und ein Mann mit viel praktischer Erfahrung, hier und im Ausland. Jetzt muss er zeigen, dass er auch Charakter hat. Er wird sich voraussichtlich bei einer Diskussion allein durch sein intelektuelles Gewicht durchsetzen, gelegentlich auch gegen Präsident Macri selber. Denn Präsidenten neigen oft dazu, rein politischen Motivationen Vorrang zu geben, und lassen sich in diesem Sinn von politischen Schwätzern beeinflussen. Macri musss seinen Finanzminister respektieren und ihm faktisch die Autorität verleihen, die er bei den grundsätztlichen Entscheidungen benötigt. Im Grunde muss er ihn wie einen Wirtschaftsminister behandeln, einen „primus inter pares“ unter seinen Kollegen. Auch der Kabinettschef muss in diesem Sinn mitwirken.